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§ 35
(1) Die Befugnis zur Vertretung im Schiedsverfahren 

vor dem Staatlichen Vertragsgericht richtet sich nach 
den gesetzlichen Bestimmungen für die Vertretung der 
Betriebe und Einrichtungen im Rechtsverkehr.

(2) Die Partner können geeignete Mitarbeiter, die 
sozialistischen Betriebe und Einrichtungen auch geeig­
nete Mitarbeiter ihrer übergeordneten Organe zur Ver­
tretung im Schiedsverfahren schriftlich bevollmäch­
tigen.

(3) Zur Vertretung können von den Partnern Justi­
tiare im Rahmen ihres Arbeitsbereiches und, soweit 
dafür die Zustimmung der übergeordneten Organe vor­
liegt, Mitglieder der Kollegien der Rechtsanwälte be­
vollmächtigt werden. Untervollmächten dürfen, außer 
im Falle der Krankheit und des Urlaubs, nicht erteilt 
werden.

(4) Das Staatliche Vertragsgericht kann zur Vertre­
tung Bevollmächtigte, die mit dem Sachverhalt nicht 
hinreichend vertraut sind oder in sonstiger Weise die 
Durchführung des Schiedsverfahrens behindern, von 
der Verhandlung ausschließen. Die Regelung des § 34 
Abs. 3 findet entsprechend Anwendung.

§ 36
(1) Über die mündliche Verhandlung ist ein Protokoll 

aufzunehmen. Das Protokoll muß enthalten:

1. den Ort und den Tag der Verhandlung;
2. den Namen des zur Entscheidung befugten Mitar­

beiters und die Namen der Schiedsrichter;
3. die Bezeichnung des Schiedsverfahrens;
4. die Namen der erschienenen Partner und ihrer 

Vertreter;
5. die Namen anderer Personen, die an der mündlichen 

Verhandlung teilnehmen.

(2) In das Protokoll sind insbesondere aufzunehmen:

1. die Anträge der Partner;
2. die Erklärungen von Sachverständigen und Zeugen;

3. die in der mündlichen Verhandlung verkündeten ' 
Beschlüsse;

4. die Entscheidung, die das Schiedsverfahren beendet.

(3) Das Protokoll ist von dem zur Entscheidung be­
fugten Mitarbeiter oder von den Mitgliedern der 
Schiedskommission zu unterschreiben.

§ 37
(1) Das Staatliche Vertragsgericht beendet das 

Schiedsverfahren durch eine zu begründende Entschei­
dung, die auch die Kostenentscheidung umfaßt. Bei der 
Entscheidung kann das Staatliche Vertragsgericht über 
die gestellten Anträge hinausgehen.

(2) Die Entscheidung ergeht als Schiedsspruch oder als 
Beschluß.

(3) Die Entscheidungen sind mit ihrer Verkündung 
oder, sofern die Entscheidung außerhalb einer münd­
lichen Verhandlung ergeht, mit der Zustellung einer 
Ausfertigung wirksam und endgültig.

§ 38
(1) Die Entscheidungen des Staatlichen Vertragsge­

richts sind schriftlich abzufassen und von dem zur Ent­
scheidung befugten Mitarbeiter zu unterschreiben.

(2) Die Entscheidungen des Staatlichen Vertragsge­
richts müssen enthalten:

1. die Bezeichnung des Staatlichen Vertragsgerichts, 
den Namen des zur Entscheidung befugten Mitarbei­
ters sowie gegebenenfalls die Namen der Schieds­
richter;

2. die Bezeichnung der Partner einschließlich der in 
das Verfahren Einbezogenen;

3. die Formel der Entscheidung, die die Entscheidung 
zur Hauptsache und die Entscheidung über die 
Kosten umfaßt;

4. die Gründe der Entscheidung unter Angabe des 
Sachverhalts, der Sachanträge der Partner und der 
gesetzlichen Bestimmungen, auf die sich die Ent­
scheidung stützt.

(3) Eine Ausfertigung der in der mündlichen Ver­
handlung verkündeten Entscheidung ist den Partnern 
einschließlich den in das Verfahren Einbezogenen inner­
halb von 2 Wochen nach Verkündung zuzustellen.

(4) Die Bezirksvertragsgerichte haben dem Zentralen 
Staatlichen Vertragsgericht eine Durchschrift der Ent­
scheidung zu übersenden.

§ 39
Das Staatliche Vertragsgericht kann über den Grund 

eines geltend gemachten Anspruches vorab entscheiden 
oder eine gesonderte Entscheidung über einen Teil 
des Anspruches oder über einen von mehreren geltend 
gemachten Ansprüchen treffen. In diesen Fällen ist die 
Entscheidung über die Kosten des Schiedsverfahrens der 
Schlußentscheidung vorzubehalten. Erübrigt sich eine 
Schlußentscheidung, so ist über die Kosten durch Be­
schluß zu entscheiden.

§ 40
(1) Das Staatliche Vertragsgericht beendet .das 

Schiedsverfahren durch Beschluß, wenn unter Wahrung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit

1. die Partner eine Einigung Vorschlägen;
2. der geltend gemachte Anspruch anerkannt wird;
3. die Erledigung zur Hauptsache angezeigt wird;
4. der Antrag zurückgenommen wird.

(2) Durch Beschluß wird auch die Wirksamkeit einer 
Leistungsaufforderung bestätigt und ein Verfahren 
ohne Antrag beendet, wenn sich bei seiner Durchfüh­
rung ergibt, daß eine Sachentscheidung nicht erforder­
lich ist.

(3) Auf die Ausfertigung von Beschlüssen, die das 
Schiedsverfahren beenden, kann von den Partnern ver­
zichtet werden, wenn die Beschlüsse in einer münd­
lichen Verhandung verkündet werden.

§ 41
(1) Ist in der Entscheidung ein Haupt- oder Neben­

anspruch ganz oder teilweise übergangen worden, so ist 
die Entscheidung auf Antrag zu ergänzen. Der Antrag


